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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen (16. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Abelein, Dr. Marx, Jäger (Wangen), 

Dr. Dregger, Graf Huyn, Dr. Kunz (Weiden), Schmöle, Lintner, Baron von Wrangei, 
Straßmeir, Böhm (Melsungen), Niegel, Würzbach, Dr. Mennig, Röhner 
und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 8/3326 — 


Verletzung der Menschenrechte an der innerdeutschen Grenze 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen; 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache 8/3326 — wird abgelehnt. 

Bonn, den 18. Juni 1980 


Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Mattick Ludewig Böhm (Melsungen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache 8/4263 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Bericht der Abgeordneten Ludewig und Böhm (Melsungen) 


Der Antrag wurde in der 186. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 15. November 1980 an den Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungen zur weiteren 
Beratung überwiesen. 

In den Ausschußberatungen wurde von den Mit- 
gliedern der Fraktionen der SPD und der FDP zum 
Ausdruck gebracht, daß die in dem Antrag enthal- 
tenen Forderungen unrealistisch seien. Die Bundes- 
regierung habe bisher alles in ihrer Macht Stehende 
getan, um die von allen Fraktionen bedauerte Si- 
tuation an der deutsch-deutschen Grenze zu ändern. 
Daher bedürfe es keiner neuerlichen Aufforderung. 

Der Vertreter der Bundesregierung machte im übri- 
gen geltend, daß die Lage an der Grenze immer wie- 
der Gegenstand der Gespräche mit der Regierung 


der Deutschen Demokratischen Republik sei. Auch 
einer Aufforderung zur Aufnahme des Themas in 
den regelmäßigen Bericht zur Lage der Nation be- 
dürfe es nicht, da dies bisher schon immer im Be- 
richt enthalten gewesen sei. 

Die den Antrag stützenden Mitglieder der Fraktion 
der CDU/CSU betonten, daß Gespräche mit der Re- 
gierung der DDR den Bundestag nicht daran hindern 
dürften, öffentlich die Zustände an der Grenze an- 
zuprangern. Die DDR verstoße gegen von ihr ver- 
traglich zum Schutze der Menschenrechte über- 
nommene Verpflichtungen. Auch der Opposition sei 
klar, daß man die Regierung der DDR nicht mit Ge- 
walt zu einer Änderung der Politik zwingen könne. 

Der Ausschuß sprach sich mit Mehrheit dafür aus, 
den Antrag abzulehnen. 


Bonn, den 18. Juni 1980 

Ludewig Böhm (Melsungen) 

Berichterstatter 
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